
AfD stellt Strafanzeige gegen
Berliner SPD-Politiker
BERLIN – Was ist Meinungsäußerung, was ist Beleidigung? Mit
dieser Frage wird sich jetzt ein Berliner Gericht beschäftigen
müssen. Auf ihrer Klausurtagung in Warnemünde soll der SPD-
Fraktionsvorsitzende Raed Saleh (41, Foto) den folgenden Satz
über die AfD gesagt haben:

„Sie gehören wieder dorthin, wo sie herkommen, und zwar in
ihre Rattenlöcher.“

Die  AfD  reagierte  sofort  und  stellte  Strafanzeige  wegen
Volksverhetzung gegen Saleh.

 

AfD  gegen  „Denkverbote“  bei
der Berliner Polizei
BERLIN  –  Der  Fraktionschef  der  AfD  im  Berliner
Abgeordnetenhaus, Georg Pazderski (Foto), ist verärgert über
die Gewerkschaft der Polizei (GdP): „Ein gestandener Polizist
braucht keine Belehrung von satten Gewerkschaftsbossen, was er
politisch denken darf und was nicht. Jeder einzelne Beamte hat
sich  bewusst  für  diesen  Beruf  entschieden,  weil  er
Deutschland,  seine  Gesellschaft  und  seine  Werteordnung
schützen will und dies auch feierlich beeidet.“

Die GdP stelle diesen Eid und damit die Glaubwürdigkeit und
Gesetzestreue jedes einzelnen Polizisten mit ihrer Forderung
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nach individuellen Distanzierungen öffentlich in Frage. Nach
Auffassung Pazderskis, verspielt sie damit das Vertrauen ihrer
eigenen Mitglieder. Das sei einer Gewerkschaft unwürdig.

 

Erfreulich:  Berlins  Haushalt
2018  mit  2,4  Milliarden
Überschuss
BERLIN – Die vorläufigen Zahlen für den Jahresabschluss 2018
des Landes Berlin weisen einen Finanzierungsüberschuss von 2,4
Mrd.  €  aus.  Damit  wird  sogar  noch  das  bisher  beste
Haushaltsergebnis des Landes Berlin im Jahr 2017 übertroffen.

Finanzsenator Dr. Matthias Kollatz (SPD): „Der rechnerische
Finanzierungsüberschuss von 2,4 Mrd. € ist ein außerordentlich
positives  Ergebnis.  Das  zweite  Jahr  in  Folge  mit  einem
Überschuss von mehr als zwei Milliarden Euro abzuschließen,
ist nicht nur das Ergebnis einer guten konjunkturellen Lage,
sondern  bestätigt  auch  unsere  Politik  des  nachhaltigen
Investierens und Konsolidierens. Das Ergebnis ermöglicht es
Berlin, sich weiterhin für die Zukunft zu wappnen – auch für
den Fall steigender Zinsen und konjunktureller Abschwächung.
Wichtig  ist  dabei,  ein  generationengerechtes  Verhältnis
zwischen nachhaltigen Investitionen in die wachsende Stadt und
der Schuldentilgung zu erzielen.“

Das positive Jahresergebnis ist auf der Einnahmeseite auch in
diesem  Jahr  im  Wesentlichen  auf  die  guten  konjunkturellen
Rahmenbedingungen zurückzuführen. Dadurch wurden rund 87 Mio.
€  mehr  Steuern  eingenommen  als  selbst  in  der  durch  den
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Nachtragshaushalt 2018 nachgesteuerten Planung vorgesehen war.
Im Vergleich zum Vorjahr stiegen die Steuereinnahmen um rund
1,7 Mrd. €. Die sonstigen Einnahmen blieben rund 349 Mio. €
hinter den Erwartungen zurück. Dies resultiert insbesondere
aus Mindereinnahmen beim Ersatz von Ausgaben des Landesamts
für Flüchtlingsangelegenheiten sowie beim Anteil des Bundes an
der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem
SGB XII. Dies führt in Summe zu Bereinigten Einnahmen in Höhe
von 29,338 Mrd. €.

Regierender  Bürgermeister
würdigt  erste
parlamentarische  Demokratie
auf deutschem Boden
BERLIN  –  Zum  Jahrestag  der  Wahl  zur  verfassungsgebenden
Nationalversammlung der Weimarer Republik hat der Regierende
Bürgermeister von Berlin, Michael Müller (SPD), die Leistungen
der Väter und Mütter der Weimarer Reichsverfassung gewürdigt
und gleichzeitig davor gewarnt, auch in unserer Zeit nicht
leichtfertig mit dem Privileg der Demokratie umzugehen. Müller
wird auf Einladung des thüringischen Ministerpräsidenten Bodo
Ramelow (Linke) am 6. Februar an einem Festakt aus Anlass des
100.  Jahrestages  der  konstituierenden  Sitzung  der
verfassungsgebenden  Nationalversammlung  im  Deutschen
Nationaltheater  in  Weimar  teilnehmen.

Müller: „Die Geschichte der Weimarer Republik ist trotz ihres
unglücklichen Scheiterns eine Erfolgsgeschichte. Es war die
erste parlamentarische Demokratie auf deutschem Boden. Mit der
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Wahl zur verfassungsgebenden Versammlung am 19. Januar 1919
wurde  das  allgemeine,  gleiche  und  geheime  Wahlrecht  in
Deutschland  etabliert.  Besonders  erinnert  sei  an  das
Frauenwahlrecht, das sich vor hundert Jahren durchgesetzt hat.
Zu den Müttern der Weimarer Reichsverfassung zählt auch Louise
Schroeder, die später als erste Frau Oberbürgermeisterin des
geteilten Berlin wurde. Auch wenn wir noch nicht am Ende des
Weges angelangt sind, so bleiben doch die Fortschritte zu
würdigen  und  zu  verstetigen.  Politik  ist  heute  weiblicher
geworden. Wir müssen aber weiter daran arbeiten.“

Gleichzeitig  betonte  Müller,  dass  Freiheit  und  Demokratie
keine  Selbstverständlichkeit  seien,  sondern  täglich  neu
erkämpft  werden  müssten:  „Freiheit  und  Demokratie  müssen
verteidigt und immer wieder von neuem errungen werden – in
unserer Gegenwart einmal mehr gegen Gegner im Inneren, die
sich  die  Möglichkeiten  der  freiheitlichen  Staats-  und
Gesellschaftsordnung  zunutze  machen,  um  Intoleranz,
Fremdenfeindlichkeit,  Nationalismus  und  Rassismus  zu
verbreiten.

Müller:  Mitgefühl  für
„polnische Nachbarn“
BERLIN  –  Der  Regierende  Bürgermeister  von  Berlin,  Michael
Müller (SPD, Foto), hat sich zum gewaltsamen Tod von Danzigs
Bürgermeister Pawel Adamowicz geäußert. Müller sagte:

„Die  Nachricht  vom  Tod  meines  Danziger  Amtskollegen  Pawel
Adamowicz macht mich zutiefst betroffen. Das Attentat und sein
Tod sind von tiefer Tragik. Pawel Adamowicz war zum Zeitpunkt
des Attentats auf einer karitativen Veranstaltung zusammen mit
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vielen  Bürgerinnen  und  Bürgern.  Unser  Nachbarland  und
besonders die Danzigerinnen und Danziger stehen durch die Tat
und  jetzt  nach  der  Todesnachricht  unter  Schock.  Die
Berlinerinnen und Berliner und auch ich persönlich sprechen
unseren polnischen Nachbarn unser tiefes Mitgefühl aus.“

FDP fordert Untersuchung: Was
steckt  wirklich  hinter  der
Entlassung  von  Hubertus
Knabe?
BERLIN – War die Entlassung von Hubertus Knabe als streitbarer
Leiter der Stasi-Gedenkstätte Hohenschönhausen ein politisches
Ränkespiel? Hat Kultursenator Klaus Lederer (Linke) zusammen
mit Politikern anderer Parteien Strippen gezogen, um einen
unbequemen Mann, der bis heute nicht nachlässt, die Verbrechen
des SED-Regimes aufzuklären, loszuwerden?

Die FDP will einen Untersuchungsausschuss zu dem Vorgang im
Berliner  Abgeordnetenhaus  beantragen.  In  der  Berliner
Morgenpost  wird  FDP-Fraktionschef  Sebastian  Czaja  damit
zitiert,  bei  der  Aufarbeitung   des  SED-Unrechts  dürfe
„keinerlei  Anschein  politischer  Einflussnahme  von  führenden
Vertretern  der  Linkspartei  auf  eine  der  bedeutendsten
Einrichtungen“  zurückbleiben.

In der Berliner CDU erinnern sich noch viele Mitglieder an die
Zeit der Teilung und die Machenschaften der StaSi und wollen
den Vorgang nicht hinnehmen. Auf der anderen Seiten sind CDU-
Politiker aus Berlin und Brandenburg bei der Entscheidung,
Knabe  rauszuschmeißen,  maßgeblich  beteiligt  gewesen,  etwa
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Kulturstaatsministerin Monika Grütters, die Landesvorsitzende
der Berliner CDU. Falls das Abgeordnetenhaus einen U-Ausschuss
einsetzt, dürfte Grütters zu den ersten gehören, die dort
vorgeladen wird.

Berliner  AfD  will  sich  bei
der SPD einmieten
BERLIN  –  Der  traditionsreichen  SPD  laufen  Mitglieder  und
Wähler in Scharen weg. Letzteres ist insbesondere bedauerlich,
weil dadurch auch die Zahl der Abgeordneten in Bundestag und
Landtagen stark dezimiert ist. Nachdem die Süddeutsche Zeitung
Mitte  Dezember  über  die  finanziellen  Nöte  der  Genossen
berichtet hatte und dass die Sozialdemokraten Mieter für ihren
Büroflügel  suche,  hat  die  AfD  Interesse  angemeldet.  Georg
Pazderski, Berliner Chef der AfD, schrieb diese Woche einen
Brief an Thorben Albrecht, den Bundesgeschäftsführer der SPD,
und  bekundete  Interesse  „an  einem  baldigen
Besichtigungstermin“,  da  die  junge  Partei  „an  größeren
Räumlichkeiten in der Mitte von Berlin“ sehr interessiert sei.
Pazderski weiter: „Wir betrachten unser Interesse auch als
einen kleinen Beitrag zur finanziellen Gesundung der SPD.“

AfD-Chef  Pazderski
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protestiert  gegen
Jubiläumsfeier für die KPD im
Abgeordnetenhaus
BERLIN – Im Festsaal des Berliner Abgeordnetenhauses soll am
7.  Januar  eine  Veranstaltung  der  SED-Nachfolgepartei  „Die
Linke“ stattfinden, auf der dem 100. Gründungstag der KPD
gedacht werden soll. Berlins AfD-Chef Georg Pazderski hat kurz
vor Weihnachten in einem Brief an Parlamentspräsident Ralf
Wieland scharf dagegen protestiert.

Darin  gibt  Pazderski  seiner  Sorge  Ausdruck,  dass  die
„kommunistischen  Verbrechen  relativiert“  werden  sollen.
Wörtlich:

„Die KPD hat durch ihren Kampf gegen die Weimarer Demokratie
und ihr anarchisches Verhalten zum Zuammenbruch der Weimarer
Republik  beigetragen  und  damit  maßgeblich  Vorschub  zur
Machtergreifung  der  NSDAP  geleistet.  Damit  hat  sie  ganz
wesentlich  zu  den  zwölf  dunkelsten  Jahren  der  deutschen
Geschichte beigetragen.“

Der AfD-Fraktionsvorsitzende erinnert in dem Schreiben an die
Zwangsvereinigung von KPD und SPD zur SED in der ehemaligen
DDR und schreibt weiter:

„Es ist ein fatales Zeichen gegenüber den vielen Toten und
unschuldigen Opfern kommunistischer Gewaltherrschaft und ein
Affront für unsere parlamentarische Demokratie, wenn unter dem
Deckmantel einer sogenannten Gedenkfeier im Abgeordnetenhaus
von  Berlin  von  der  Linken  eine  Jubiläumsfeier  für  eine
verbrecherische  Partei,  die  entscheidend  zum  Unglück
Deutschlands und Europas im 20. Jahrhundert beigetragen hat,
durchgeführt wird.“

https://berlinjetzt.com/2018/12/23/afd-chef-pazderski-protestiert-gegen-jubilaeumsfeier-fuer-die-kpd-im-abgeordnetenhaus/
https://berlinjetzt.com/2018/12/23/afd-chef-pazderski-protestiert-gegen-jubilaeumsfeier-fuer-die-kpd-im-abgeordnetenhaus/
https://berlinjetzt.com/2018/12/23/afd-chef-pazderski-protestiert-gegen-jubilaeumsfeier-fuer-die-kpd-im-abgeordnetenhaus/


KOMMENTAR:  Stilles  Gedenken,
wo man schreien müsste
von KLAUS KELLE

Auf dem Berliner Breitscheidplatz wird heute der Opfer des
Terroranschlags von 2016 gedacht, als der tunesische Islamist
Amir Amri mit einem LKW in den Weihnachtsmarkt raste und zwölf
Menschen  tötete  sowie  70  teil  schwer  verletzte.  Viele
Angehörige sind da, teilweise aus anderen Ländern angereist.
Auch der Regierende Bürgermeister Michael Müller ist da. Reden
werden nicht gehalten, man wolle “still der Opfer gedenken”,
heißt es.

Was sollte man auch sagen? Diese Toten sind die Opfer einer
katastrophal  schiefgelaufenen  Flüchtlingspolitik  einer
überforderten  Bundeskanzlerin?  Diese  Toten  sind  die  Opfer
eines eklatanten Versagens der deutschen Sicherheitsbehören?
Diese Opfer erinnern uns daran, wie empathielos viele der
Politiker sind, die uns regieren?

All  das  ist  wahr,  und  all  das  müsste  man  heute  am
Breitscheidplatz  sagen,  nein  man  müsste  es  hinausschreien.
Aber – leider, leider – ist ja nur stilles Gedenken…

Civey-Umfrage: 58 Prozent für
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das Linksbündnis, das Berlin
herunterwirtschaftet
BERLIN – Mehr als 70 Prozent der Berliner sind unzufrieden mit
der Arbeit des rot-rot-grünen Senats. Das ist das aktuelle
Ergebnis  einer  repräsentativen  Umfrage  des
Meinungsforschungsinstitus Civey im Auftrag des Tagesspiegels.
Der Regierende Bürgermeister Michael Müller (SPD) kommt sogar
nur auf den achten Platz der beliebtesten Politiker unserer
Metropole. Vorn steht Kultursenator und Bürgermeister Klaus
Lederer  (Linke).  Selbst  Finanzsenator  Matthias  Kollatz  und
Gesundheitssenatorin Dilek Kolat von der SPD stehen im Ranking
vor dem Regierenden.

Das könnte die Stunde der Opposition sein, die jetzt durch
eine massive Wechselstimmung der Berliner getragen wird. Doch
mitnichten! In der Umfrage wird eine klare Mehrheit von Rot-
Rot-Grün in Berlin dokumentiert. Die Grünen sind die Gewinner,
die SPD ist der Verlierer – aber Berlin bleibt links-grün, und
das  mit großem Abstand.

Hier die Zahlen der Sonntagsfrage: Grüne 24,7%, Linke 18,7%,
CDU 17,2%, SPD 14,6%, AfD 11,1%  und FDP 6,3%.

Einzige  Erklärung  für  diese  erstaunlichen  Ergebnisse:  Die
bürgerlichen Parteien, insbesondere die CDU, werden von den
Bürgern nicht als eine echte Alternative wahrgenommen…
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